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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Uwe Kekeritz, Claudia Roth (Augsburg), 
Luise Amtsberg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 18/13508 – 

Funktionsweise des Nothilfe-Treuhandfonds der Europäischen Union für Afrika 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Der Nothilfe-Treuhandfonds der Europäischen Union für Afrika, der „EU 
Emergency Trust Fund for stability and addressing root causes of irregular mi- 
gration and displaced persons in Africa“, kurz EUTF, wurde im November 2015 
infolge des Gipfeltreffens europäischer und afrikanischer Staats- und Regie
rungschefs in Valletta aufgelegt. Die finanzielle Unterstützung sollte helfen, 
„den wachsenden Strom erzwungener Migration in den Griff zu bekommen, 
dazu gehören Wege durch die Sahara, das Mittelmeer oder andere Routen nach 
Europa“ (http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-15-6056_de.htm).  

Der Treuhandfonds ist aktuell mit 2,9 Mrd. Euro ausgestattet, Gelder werden 
aus unterschiedlichen Finanzierungsinstrumenten der Europäischen Kommis
sion, der EU-Mitgliedstaaten sowie Norwegen und der Schweiz gepoolt.  

Nach Angaben der Kommission sind bislang 116 Programme in den Regionen 
Tschad und Sahel, Nordafrika und Horn von Afrika bewilligt worden (Stand: 
2. August 2017, https://ec.europa.eu/europeaid/regions/africa/eu-emergency-trust- 
fund-africa_en).  

Im Juni 2016 wurde die Bundesregierung im Rahmen einer Kleinen Anfrage 
befragt, wie sich der EUTF entwickelt habe – Bundestagsdrucksache 18/9246 – 
und wie sich die Beteiligung der Bundesregierung und deutscher Institutionen 
wie der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
GmbH gestalte. In der Antwort wurde mehrfach auf die Website der Europäi
schen Kommission verwiesen, in der die Projektskizzen nachzuvollziehen seien. 
Über Umsetzung, Zielerreichung und Wirkung der Projekte kann auf der Home
page derzeit jedoch kaum Einblick gewonnen werden.  
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1. Im Rahmen welcher Strukturen oder Abstimmungsprozesse erfolgt die stra
tegische Begleitung für den EUTF unter den Ressorts Auswärtiges (Auswär
tiges Amt – AA), Innen (Bundesministerium des Innern – BMI) und wirt
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Bundesministerium für wirt
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung – BMZ)? 

Das BMZ ist das für den deutschen Beitrag zum EUTF federführende Ressort und 
stimmt die innerhalb der Gremien des EUTF, darunter Vorstandssitzungen und 
Treffen auf Arbeitsebene, vertretenen Positionen der Bundesregierung auf dem 
Wege der üblichen Ressortabstimmung – darunter auch mit dem AA und dem 
BMI – ab. 

2. Werden bzw. wurden durch die Bundesregierung zivilgesellschaftliche Or
ganisationen für die Konzeption (und konzeptionelle, regionale Erweite
rung) des EUTF konsultiert bzw. ihre Expertise herangezogen und eingebun
den? 

Wenn ja, wie konkret? 

Wenn nein, warum nicht? 

Die Beteiligung zivilgesellschaftlicher Organisationen erfolgt durch die EU (z. B. 
durch die Möglichkeit, Projektvorschläge und Interessensbekundungen für Vor
haben einzureichen oder ihre Erfahrungs- und Forschungsergebnisse einzubrin
gen).  

Das BMZ lädt routinemäßig jährlich deutsche Nichtregierungsorganisationen 
(NRO; Venro u. a.) zum Austausch über EU-Entwicklungspolitik ein. Dabei 
wurde 2016 und 2017 u. a. auch der EUTF diskutiert. Die Ergebnisse der Bera
tungen fließen in die deutsche Positionierung ein. 

3. Wie wird die Kohärenz zwischen Projekten, die innerhalb des EUTF umge
setzt werden, und der bilateralen Sonderinitiative des BMZ „Fluchtursachen 
bekämpfen“ sichergestellt? 

Bestehen Verbindungen zwischen den Programmlinien? 

Wenn ja, welche? 

Kohärenz wird durch Befassung der zuständigen Länderreferate im BMZ und im 
Ressortkreis sowohl mit EUTF-Projektvorschlägen als auch mit Projektvorschlä
gen der Sonderinitiative „Fluchtursachen bekämpfen, Flüchtlinge reintegrieren“ 
hergestellt. Verbindungen können z. B. dort bestehen, wo EUTF-Projekte der 
Fluchtursachenminderung bzw. der Unterstützung von Flüchtlingen bzw. Bin
nenvertriebenen und Aufnahmegemeinden dienen und damit Aufgabenfelder der 
Sonderinitiative berühren. 

4. In welchen nord-, nordwest- und zentralafrikanischen Ländern engagiert sich 
die Bundesregierung schwerpunktmäßig in der Migration Governance, und 
welche konkreten Maßnahmen werden in diesen Ländern umgesetzt (bitte 
nach Ländern und Finanzvolumen aufschlüsseln)? 

Verbessertes Migrationsmanagement1, einschließlich des Schutzes von Betroffe
nen vor Menschenhandel, ist eines der Kernelemente der Erklärung des Gipfels 
von Valletta und eines der vier Hauptziele des EUTF. Eine große Zahl der durch 

                                                      
1 Bemerkung: Bei der Beantwortung dieses Punktes wird vorausgesetzt, dass er sich auf Migrationsmanagement bezieht, da „Migration 

Governance“ im Gegensatz zu Migrationsmanagement keine Begrifflichkeit im EUTF ist. 
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den EUTF-Exekutivausschuss (Operational Committee) bewilligten Vorhaben 
soll daher ganz oder teilweise zur Erreichung dieses Ziels beitragen.  

EUTF-finanzierte Vorhaben im Bereich Migrationsmanagement, bei denen die 
Bundesregierung zusätzliche bilaterale Beiträge leistet, sind im Folgenden aufge
listet: 

Frage 4 
 

 
 

Land Migration Management Programme Zusätzlicher bilateraler 
Beitrag Deutschlands 
in Euro 

Gesamtes Finanzvolu
men des EUTF Vorha
bens in Euro 

Nordafrika 
 

 
 

Libyen Bewältigung gemischter Migrations
ströme in Libyen durch die Ausweitung 
von Schutzangeboten und Unterstüt
zung der lokalen sozio-ökonomischen 
Entwicklung 

4.000.000 90.000.000 

Marokko Süd-Süd-Kooperation im Bereich  
Migration 

1.700.000 8.613.500 

Westafrika 
 

 
 

Niger Management der Migrationsheraus- 
forderungen 

3.500.000 25.000.000 

Über- 
regional 

IOM Regionalvorhaben Westafrika; 
Verbessertes Migrationsmanagement in 
der Sahel- und Tschadsee Region sowie 
in Libyen 

48.000.0002 100.000.000 

5. Wer vertritt die Bundesregierung in den EUTF-Gremiensitzungen? 

Gibt es Rücksprachen mit anderen Abteilungen bzw. Abstimmungen mit an
deren Ressorts? 

Die Bundesregierung wird in den Vorstandssitzungen des EUTF durch den Afri
kabeauftragten des BMZ und durch die Beauftragte für Flucht und Migration im 
Auswärtigen Amt sowie bei den Exekutivausschüssen auf Arbeitsebene vertreten. 
Die dort vorgetragenen Positionen werden vorab auf dem Wege der üblichen Res
sortabstimmung innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. 

6. Welche Prioritäten verfolgt die Bundesregierung innerhalb des EUTF und in 
der bilateralen Kooperation 

a) zur Fluchtursachenbekämpfung,  

Die Prioritäten der Bundesregierung innerhalb des EUTF ergeben sich aus den 
beim Gemeinsamen Valletta-Aktionsplan festgelegten fünf Aktionsfeldern:  
(1) Entwicklungsvorteile von Migration und Ursachenbekämpfung; (2) Legale 
Migration und Mobilität; (3) Internationaler Schutz und Asyl; (4) Bekämpfung 
von Menschenschmuggel und -handel; (5) Fortschritte bei Rückführung und 
Rückübernahme. 

                                                      
2 Ist bereits in Angabe zu bilateralem Beitrag Deutschlands zum EUTF Afrika enthalten 
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Akute Auslöser von Flucht sind Menschenrechtsverletzungen und Verfolgung 
aus politischen, ethnischen oder religiösen Gründen sowie nationale und interna
tionale bewaffnete Konflikte. Um diesen frühzeitig zu begegnen, setzt sich die 
Bundesregierung bilateral durch Diplomatie und vorsorgende Außenpolitik ein, 
ergänzt um sicherheits- und entwicklungspolitische Maßnahmen zur Konfliktprä
vention und -bewältigung, Stabilisierung und Friedenskonsolidierung sowie hu
manitäre Hilfe. Dies betrifft nicht nur Herkunftsländer, sondern auch Transit- und 
klassische Aufnahmeländer. Die sektoralen Schwerpunkte in der Entwicklungs
zusammenarbeit sind wie folgt definiert: Bildung, Ausbildung und Beschäfti
gung; Gesundheit und psychosoziale Unterstützung; Infrastruktur in Flücht
lingscamps und aufnehmenden Gemeinden; Förderung von Frieden und Sicher
heit sowie Ernährungssicherung. 

b) zur Rückübernahme und Verhinderung von Migration, 

Die Bundesregierung setzt sich auch über den EUTF gegenüber Herkunftsländern 
für die Umsetzung der völkerrechtlichen Pflicht zur Rückübernahme eigener 
Staatsangehöriger ein. Ziel ist es, im Rahmen des umfassenden Ansatzes der Bun
desregierung in der Flüchtlings- und Migrationspolitik unter Einbeziehung aller 
Politikbereiche Anreize für eine bessere Zusammenarbeit bei der Rückübernahme 
zu schaffen. So werden z. B. mit den Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit 
Projekte finanziert, die vor Ort Bleibeperspektiven schaffen. Die Bundesregie
rung prüft in jedem Einzelfall, welche Maßnahmen in Staaten, die in Fragen der 
Rückführung nicht kooperieren, zielführend und angemessen sind.  

Ziel der Migrationspolitik der Bundesregierung ist die Verhinderung irregulärer 
Migration und Förderung einer verantwortungsvollen, regulären Migration. Zu
dem wird in Herkunftsländern über die Risiken irregulärer Migration aufgeklärt 
und gleichzeitig zu Möglichkeiten legaler Migration beraten. Durch gezielte In
formation vor Ort sowie Schaffung von Lebens- und Bleibeperspektiven im Her
kunftsland soll Schleuserstrukturen die Geschäftsgrundlage entzogen werden. 

c) zum Aufbau von Flüchtlingsschutz- und Asylsystemen?  

Die Bundesregierung setzt sich bilateral und über den EUTF für die Verbesserung 
des Schutzes, der Versorgung und Unterstützung von Flüchtlingen weltweit ent
lang der Fluchtrouten ein. Bilateral tritt die Bundesregierung prioritär dafür ein, 
dass Flüchtlingsschutz allen zuteil wird, die auf internationalen Schutz angewie
sen sind, und dass er die spezifischen Schutzbedürfnisse besonders gefährdeter 
Gruppen berücksichtigt. Beim Aufbau von Flüchtlingsschutzsystemen hat das Si
cherstellen des Non-Refoulement-Prinzips (Nichtzurückweisungsprinzips) Prio
rität. Wichtigster internationaler Partner der Bundesregierung ist der Hohe 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR). Zudem stärkt die Bun
desregierung durch geeignete Maßnahmen Kapazitäten der Partnerländer im Be
reich der Asyl- und Flüchtlingspolitik.  

Im Rahmen des EUTF werden mit Unterstützung der Bundesregierung u. a. Vor
haben zum Schutz von Flüchtlingen sowie dem Aufbau von Asyl- und Migrati
onssystemen auf regionaler Ebene am Horn von Afrika und in Nordafrika umge
setzt. 
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7. Welche Aktivitäten werden durch deutsche Beiträge finanziert, wer emp
fängt Gelder und wer setzt sie um (bitte nach Projekt, Finanzierungsvolu
men, Empfänger und Durchführungsorganisation auflisten)? 

Inwiefern werden menschenrechtliche Folgeabschätzungen und ein wir
kungsorientiertes Monitoring durchgeführt? 

Wo sind diese einsehbar? 

Falls keine stattfinden, wie wäre das mit den menschenrechtlichen Verpflich
tungen der Bundesregierung und der anderen EU-Mitgliedstaaten zu verein
baren? 

Über den EUTF Afrika, derzeit ausgestattet mit einem Volumen von rd. 2,91 Mrd. 
Euro, davon EU-Mittel (EU-Haushalt und Mittel des Europäischen Entwick
lungsfonds, EEF) i. H. v. rd. 2,7 Mrd. Euro sowie bilaterale Einzahlungen von 
Drittgebern i. H. v. rd. 228 Mio. Euro, werden die in untenstehender Übersicht 
dargestellten Projekte finanziert, die mit zusätzlichen deutschen Beiträgen kofi
nanziert werden, wie in Spalte 3 der nachfolgenden Übersicht dargestellt. 

Der von Deutschland zugesagte bilaterale Beitrag zum EUTF Afrika beläuft sich 
auf rd. 51 Mio. Euro. Deutschland ist am EUTF Afrika mit seinem Finanzierungs
anteil von rd. 21 Prozent am EU-Haushalt, 21,58 Prozent an der Finanzierung des 
11. EEF sowie über die bilateralen Einzahlungen beteiligt. Der rechnerische fi
nanzielle Anteil Deutschlands an den über den EUTF Afrika finanzierten Aktivi
täten beläuft sich damit aktuell auf rd. 21,7 Prozent. 

Programmtitel Gesamtmittel 
EUTF Afrika in 
Euro 

Zusätzlicher Ko-
Finanzierungs
beitrag Deutsch
lands in Euro 

Land Implementie
rungspartner 

Verbesserung der 
Reaktion auf Mi-
grationsherausfor
derungen in Ägyp
ten (engl. Titel: 
Enhancing the Re
sponse to Migra
tion Challenges in 
Egypt (ERMCE)) 

60.000.000 3.500.000 Ägypten Spanish Coopera
tion Agency for 
International De
velopment (AE
CID) – Social 
Fund for Develop
ment (SFD) – Na
tional Council for 
Women (NCW) – 
Ministry of For
eign Affairs and In
ternational Cooper
ation (MAECI- 
DGCS) – Plan In
ternational – Deut
sche Gesellschaft 
für Internationale 
Zusammenarbeit 
(GIZ) – Deutsches 
Rotes Kreuz 
(DRK) 
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Programmtitel Gesamtmittel 
EUTF Afrika in 
Euro 

Zusätzlicher Ko-
Finanzierungs
beitrag Deutsch
lands in Euro 

Land Implementie
rungspartner 

Management ge
mischter Migrati
onsströme in Li
byen durch Aus
weitung des 
Schutzraums und 
Unterstützung der 
lokalen sozioöko
nomischen Ent
wicklung (engl. 
Titel: Managing 
mixed migration 
flows in Libya 
through expanding 
protection space 
and supporting lo
cal socio-eco
nomic develop
ment) 

90.000.000 4.000.000 Libyen Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ), 
International Or
ganization for Mi
gration (IOM), 
United Nations 
Development Pro
gramme (UNDP), 
United Nations 
Children's Emer
gency Fund 
(UNICEF), United 
Nations High 
Commissioner for 
Refugees (UN
HCR) 

Süd-Süd-Koopera
tion bei der Migra
tion (franz. Titel: 
Coopération Sud-
Sud en matière de 
migration) 

8.613.500 1.700.000 Marokko, Mali, 
Senegal, Elfen-
beinküste 

Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ), 
Expertise France 

Förderung der 
Umsetzung der na
tionalen Migrati
onsstrategie in Tu
nesien (franz. Ti
tel: Favoriser la 
mise en œuvre de 
la stratégie natio
nale migratoire de 
la Tunisie) 

11.300.000 Beitrag noch nicht 
festgelegt 

Tunesien Agence Française 
de Développement 
(AFD ), Expertise 
France, Deutsche 
Gesellschaft für 
Internationale Zu
sammenarbeit 
(GIZ) 
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Programmtitel Gesamtmittel 
EUTF Afrika in 
Euro 

Zusätzlicher Ko-
Finanzierungs
beitrag Deutsch
lands in Euro 

Land Implementie
rungspartner 

Unterstützung bei 
der Schaffung von 
Beschäftigungs
möglichkeiten und 
Kompetenzent
wicklung in Erit
rea (engl. Titel: 
Support for the 
creation of em
ployment opportu
nities and skills 
development in 
Eritrea) 

13.000.000 Beitrag noch nicht 
festgelegt  

Eritrea Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ) 

Konfliktpräven
tion, Frieden und 
wirtschaftliche 
Chancen für die 
Jugend (engl. Ti
tel : Conflict Pre
vention, peace, 
and economic op
portunities for the 
youth) 

14.000.000 350.000 Kenya Kenya Red Cross 
Society (KRCS), 
Royal United Ser
vices Institute 
(RUSI), Deutsche 
Gesellschaft für 
Internationale Zu
sammenarbeit 
(GIZ), Slovak 
Agency for Inter
national Develop
ment Cooperation 

Besseres Migrati
onsmanagement 
(eng. Titel : Better 
Migration Ma
nagement) 

40.000.000 6.000.000 Regional Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ) 

Stärkung der Fä
higkeit von IGAD 
zur Förderung der 
Resilienz am Horn 
von Afrika (engl. 
Titel : Strengthen
ing the ability of 
IGAD to promote 
resilience in the 
Horn of Africa) 

5.000.000 750.000 Regional Intergovernmental 
Authority on De
velopment 
(IGAD) 
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Programmtitel Gesamtmittel 
EUTF Afrika in 
Euro 

Zusätzlicher Ko-
Finanzierungs
beitrag Deutsch
lands in Euro 

Land Implementie
rungspartner 

Programm für re
gionale Entwick
lung und Schutz 
im Sudan (engl. 
Titel : Regional 
Development and 
Protection Pro
gramme Sudan) 

15.000.000 2.000.000 Sudan United Nations 
High Commis
sioner for Refu
gees (UNHCR), 
United Nations In
dustrial Develop
ment Organization 
(UNIDO), Nether
lands Entreprise 
Agency (RVO), 
Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ), 
Italian Develop
ment Cooperation 
Agency (AICS) 

Programm zur Un
terstützung inte
grierten Grenzma
nagements in Bur
kina Faso (franz. 
Titel: Programme 
d'Appui à la Ges
tion Intégrée des 
Frontières au Bur
kina Faso) 

25.000.000 5.000.000 Burkina Faso Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ) 

Beschäftigungs
förderung und 
Stärkung der Resi
lienz in Nordka
merun (äußerster 
Norden, Norden 
und Adamaoua) 
(franz. Titel: Pro
jet de Promotion 
de l’Emploi et 
Renforcement de 
la Résilience au 
Nord Cameroun 
(Extrême-Nord, 
Nord et Ada
maoua)) 

7.000.000 3.000.000 Kamerun Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ) 
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Programmtitel Gesamtmittel 
EUTF Afrika in 
Euro 

Zusätzlicher Ko-
Finanzierungs
beitrag Deutsch
lands in Euro 

Land Implementie
rungspartner 

Schaffung guter 
Arbeitsplätze und 
Sicherung beste
hender Beschäfti
gung für junge 
Menschen und po
tenzielle Migran
ten im Fischerei
gewerbe (franz. 
Titel: Création 
d’emplois décents 
et consolidation de 
l'emploi existant 
pour les jeunes et 
potentiels mi
grants dans le sec
teur de la pêche 
artisanale) 

14.000.000 noch nicht festge
legt 

Mauretanien Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ), 
International La
bour Organization 
(ILO) 

Stärkung des 
nachhaltigen Um
gangs mit den Fol
gen von Migrati
onsströmen (franz. 
Titel: Renforce
ment de la gestion 
durable des consé
quences des flux 
migratoires) 

25.000.000 3.500.000 Niger Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ) 

Projekt zur Stär
kung der Resilienz 
und des friedli
chen Zusammen
lebens im Tschad 
(franz. Titel: Pro
jet de Renforce
ment de la Rési
lience et de la Co
habitation Paci
fique au Tchad 
(PRCPT) 

18.000.000 5.000.000 Tschad Deutsche Gesell
schaft für Interna
tionale Zusam
menarbeit (GIZ) 
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Bei der Umsetzung von durch den EUTF programmierten Aktivitäten werden die 
do-no-harm Richtlinien angewendet und die Aktivitäten stehen in Einklang mit 
dem Schutz der Menschenrechte, die insbesondere auch dem Schutz von Migran
ten dienen. Die Vorhaben werden auf den jeweiligen Internetauftritten der EU 
veröffentlicht. 

Projektdokumente sind auf den o. g. EUTF Internetseiten abrufbar. 

8. Inwiefern begleitet die Bundesregierung Projekte für Rechtsreformen oder 
Gesetzgebungsprozesse in den Bereichen Migration und Asyl (bitte nach 
Ländern und Projekten auflisten)?  

In Marokko unterstützt das Auswärtige Amt den Aufbau eines Asylsystems nach 
internationalen Standards, durchgeführt von der Deutschen Gesellschaft für In
ternationale Zusammenarbeit. Weitere Programme werden nicht begleitet. 

9. Sind der Bundesregierung negative Wirkungen aus den EUTF-Projekten be
kannt? 

Wenn ja, welche sind dies (bitte nach Projekten auflisten)? 

Und welche Maßnahmen wurden eingeleitet, um die Missstände zu beheben?  

Der Bundesregierung sind keine solchen negativen Wirkungen bekannt. 

10. Wie bewertet die Bundesregierung die Evaluierungsergebnisse der „External 
Evaluation of the 11th European Development Fund (EDF) (2014 – mid 
2017)“ (vgl.: https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/edf-evaluation- 
final-report_en.pdf) hinsichtlich des EUTF? 

Vorbemerkung: Bei der zitierten Evaluierung handelt es sich um die Halbzeit
überprüfung des Europäischen Entwicklungsfonds (EEF). Dabei wird – neben 
vielen anderen Aspekten – auch der EUTF an verschiedenen Stellen ausdrücklich 
thematisiert. Es handelt sich nicht um eine Evaluierung des EUTF; die Kommis
sion hat diese für 2018 vorgesehen.  

Die Bundesregierung hat die Ergebnisse der EEF-Evaluierung sehr ernst genom
men und nach Vorlage der Berichte umgehend reagiert. Insbesondere hat sie: 

– die EU-Kommission mehrfach in verschiedenen Gremien (Strategisches Board 
des EUTF, Expertentreffen und Ausschüssen) aufgefordert, schnellstmöglich 
die geplante separate EUTF-Evaluierung in Auftrag zu geben; 

– die EU-Kommission wiederholt aufgefordert, Transparenz und Partizipation in 
den Partnerländern zu erhöhen; 

– die Vorschläge der EU-Kommission für neue Projekte jeweils intensiv geprüft. 

a) Wie bewertet die Bundesregierung das Evaluierungsergebnis hinsichtlich 
fehlender Partnerorientierung und Ownership im Rahmen von EUTF-Pro
jekten im Vergleich zur Projektfinanzierung über den Europäischen Ent
wicklungsfonds (EEF)? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus ihrer Bewertung? 

Die reguläre Programmierung sieht, im Unterschied zum EUTF, eine formale Be
teiligung des Partnerlandes, u. a. über den Nationalen EU-Beauftragten im Part
nerland (NAO) vor. Im EUTF werden andere Verfahren der Beteiligung ange
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wandt. Die EU-Kommission weist darauf hin, dass de facto eine zunehmend ver
besserte Abstimmung der Vorhaben mit den verschiedenen Beteiligten, darunter 
die Partner, die Zivilgesellschaft und die Delegationen vor Ort, stattfindet. 

Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 10 verwiesen. 

b) Wie bewertet die Bundesregierung das Evaluierungsergebnis hinsichtlich 
möglicher geringerer Wirksamkeit und Nachhaltigkeit im Rahmen von 
EUTF-Projekten im Vergleich zur Projektfinanzierung über den EEF? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus ihrer Bewertung? 

In der o. g. Evaluierung werden bezüglich Wirksamkeit und Nachhaltigkeit nur 
Vermutungen geäußert. Die Kürze der bisherigen Laufzeit lässt noch keine be
lastbaren Ergebnisse in dieser Hinsicht zu.  

Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 10 verwiesen. 

c) Wie begründet sich nach Kenntnis der Bundesregierung das abweichende 
Verfahren in der Projektauswahl- und -implementierung gegenüber der 
Projektauswahl- und -implementierung im Rahmen des EEF, wie es in 
den Evaluierungsergebnissen beschrieben ist? 

Wie bewertet die Bundesregierung das abweichende Verfahren und mit 
welcher Konsequenz? 

Mit dem Instrument eines Treuhandfonds kann – im Vergleich zum regulären 
Programmierungsverfahren – flexibler und rascher reagiert werden und die Um
setzung somit schneller erfolgen. Zudem erleichtert die Konstruktion die Anwer
bung von Mitteln von weiteren Gebern (EU-Mitgliedstaaten und Drittgeber).  

Gleichwohl ist und bleibt die reguläre Programmierung aber weiterhin die Norm 
und das von der Bundesregierung bevorzugte Vorgehen. Die Bundesregierung 
prüft die EUTF-Projektvorschläge (auch) daraufhin, ob die Maßnahmen ebenfalls 
über reguläre Verfahren durchgeführt werden könnten, und hat sich mehrmals 
dahingehend positioniert. 

d) Wie bewertet die Bundesregierung das Evaluierungsergebnis hinsichtlich 
möglicher Zielkonflikte der EUTF-Projekte mit laufenden langfristigen 
Programmen in den Partnerländern? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus ihrer Bewertung? 

Der Bundesregierung sind keine Zielkonflikte bekannt. Vielmehr strebt die Bun
desregierung Komplementarität und Mehrwert gegenüber laufenden Prozessen 
(u. a. Rabat-Prozess, Khartum-Prozess) und Vorhaben an. 

e) Wie und durch wen sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Maßnah
men des Migrationsmanagement durch den EUTF mit den Maßnahmen 
der europäischen Entwicklungspolitik abgestimmt? 

Die Migrationsmanagement-Maßnahmen des EUTF werden wie alle Maßnahmen 
des Trust Funds durch die zuständigen Exekutivausschüsse u. a. auf ihre Verein
barkeit mit den Zielen der europäischen Entwicklungspolitik geprüft und be
schlossen. 
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11. Sieht die Bundesregierung Zielkonflikte im Bereich Migrationskontrolle und 
Entwicklungszusammenarbeit? 

Wenn ja, welche?  

Maßnahmen des Migrationsmanagements und der Migrationskontrolle dienen der 
Eindämmung und Bekämpfung des Menschenschmuggels und der Sicherstellung 
der Rahmenbedingungen für eine geordnete, sichere, reguläre und verantwor
tungsvolle Migration und Mobilität von Menschen, wie sie in den nachhaltigen 
Entwicklungszielen unter Punkt 10.7 zum Ausdruck kommt. 

Der Bundesregierung sind keine Zielkonflikte bekannt. 

12. Inwiefern sind die Partnerländer, die die Bundesregierung im Rahmen des 
Marshallplans mit Afrika für intensivere Zusammenarbeit identifiziert hat, 
auch Partner der Migrationspartnerschaften mit der EU? 

Die EU verfolgt unter dem EU-Partnerschaftsrahmen länderspezifische Ansätze 
mit Mali, Niger, Nigeria, Äthiopien und Senegal. Im Rahmen des Marshallplans 
mit Afrika hat die Bundesregierung eine intensivere Zusammenarbeit mit der El
fenbeinküste, Ghana und Tunesien vereinbart. 

a) Strebt die Bundesregierung darüber hinaus bilaterale Migrationspartner
schaften mit afrikanischen Staaten an?  

Die Bundesregierung arbeitet sowohl bilateral als auch im Rahmen der EU mit 
einer Vielzahl von afrikanischen Staaten eng im Migrationsbereich zusammen. 
Sie strebt an, diese Zusammenarbeit in geeigneter Weise fortzusetzen und zu in
tensivieren. 

b) Werden bilaterale Rückübernahmeabkommen zwischen Deutschland und 
afrikanischen Staaten ausgehandelt? 

Inwiefern knüpft die Bundesregierung die Bereitschaft zum Abschluss 
von Rückübernahmeabkommen mit zusätzlicher Entwicklungszusam
menarbeit bzw. erwägt eine Reduktion der Entwicklungszusammenarbeit, 
falls keine Bereitschaft für den Abschluss von Rückübernahmeabkom
men besteht?  

Aktuell wird ein Rückübernahmeabkommen mit Guinea verhandelt. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 6b wird verwiesen. 

13. Inwiefern werden bisherige Projektmaßnahmen im Rahmen des EUTF als 
erfolgreich eingeschätzt?  

a) Welche Wirkungen konnten konkret für die Beseitigung von Fluchtursa
chen oder mit Blick auf die Migrationsdynamiken festgestellt werden?  

Grundsätzlich liegt der Vorteil einer Programmierung von Aktivitäten durch den 
EUTF gegenüber anderen entwicklungspolitischen Instrumenten in der schnelle
ren und flexibleren Umsetzung. Den EUTF gibt es erst seit 2015, die ersten Pro
jekte wurden 2016 begonnen. Ein Monitoring der Wirkungen ist vorgesehen, 
kann jedoch erst nach einer gewissen Laufzeit sinnvoll durchgeführt werden. Eine 
erste Evaluierung ist für 2018 geplant. Eine Bewertung kann daher erst im An
schluss erfolgen. 
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b) Wie wird diese Wirkung gemessen? 

Für alle Vorhaben wird ein Wirkungsmonitoring durchgeführt. Gemeinsame 
Richtlinien befinden sich derzeit in Entwicklung.
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